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A. Einleitung

Die durchschnittliche Dauer eines Arbeitsverhältnisses beträgt in Deutschland
knapp elf Jahre.1 Eine durchgängige Beschäftigung und der Erwerb des vollen
gesetzlichen Urlaubsanspruchs nach Ablauf der Wartezeit des § 4 Abs. 1 BUrlG
sind somit für viele Arbeitnehmer der Normalfall. Insbesondere in der Baubran-
che ist die Situation allerdings eine andere. Hier sind lediglich 60% der Arbeit-
nehmer ganzjährig beschäftigt.2 Ursächlich dafür sind die Wintermonate, in de-
nen witterungsbedingt regelmäßig nicht gearbeitet werden kann. Daneben führt
eine Vielzahl von Wechseln des Arbeitsverhältnisses unter anderem dazu, dass
Arbeitnehmer oft die Wartezeit von einem halben Jahr nicht erfüllen und dement-
sprechend keinen vollen Urlaubsanspruch erwerben. Zudem sind in der beschäf-
tigungslosen Zeit die Beiträge für die Altersvorsorge gemindert.3 Doch auch für
Arbeitgeber der Baubranche ist eine nicht durchgängige Beschäftigung prob-
lematisch. Endet ein Projekt vorzeitig, müssen sie ggf. vollständig entstandene
Urlaubsansprüche nur befristet angestellter Arbeitnehmer abgelten.4

Diesen Widrigkeiten begegnen die Tarifvertragsparteien des Baugewerbes des-
halb seit vielen Jahren mit Urlaubs-, Lohnausgleichs- und Zusatzversorgungskas-
sen.5 Urlaubskassen beispielsweise führen für jeden Arbeitnehmer unabhängig
von dessen momentanem Arbeitgeber ein Urlaubskonto, auf das die tarifgebun-
denen Arbeitgeber Beiträge einzahlen. Urlaubsansprüche werden somit überbe-
trieblich angespart. Der Arbeitnehmer macht seine Urlaubsansprüche stets bei
seinem aktuellen Arbeitgeber geltend. Dieser wiederum kann die ausgezahlte Ur-
laubsvergütung von der Urlaubskasse komplett erstattet verlangen, auch wenn der
Urlaubsanspruch teilweise bei anderen Arbeitgebern entstanden ist.6 Auf diese
Weise kann den tarifgebundenen Arbeitnehmern ein Urlaubsanspruch in voller
Höhe gewährt werden, ohne dass es zu einer übermäßigen finanziellen Belastung
der tarifgebundenen Arbeitgeber kommt. Auch Lohnausgleichs- und Zusatz-
versorgungskassen bauen auf dem Prinzip einer solidarischen Finanzierung von
Leistungen auf. Sie haben Leistungen zum Gegenstand, die regelmäßig allein

1 Rhein, IAB-Kurzbericht 19/2010, 1, 3 f.: 10,8 Jahre.
2 Däubler/Hensche/Heuschmid, § 1 TVG Rn. 1048.
3 Greiner/Hanau/Preis, SR 2014 (Sonderausgabe), 2, 4.
4 Greiner/Hanau/Preis, SR 2014 (Sonderausgabe), 2, 3.
5 Daeschler, NZA-Beilage 2010, 6.
6 Sahl, NZA-Beilage 2010, 8, 10; siehe exemplarisch zur Funktionsweise auch die

Homepage der Urlaubskasse Bayern: http://www.urlaubskasse-bayern.de/Urlaub_7_0.
html, zuletzt aufgerufen am 27.02.2015.



aufgrund der Finanzierung durch ein Kollektiv in wirtschaftlich vertretbarer Wei-
se erbracht werden können.7

Die genannten Institutionen sind jeweils Erscheinungsformen gemeinsamer
Einrichtungen gemäß § 4 Abs. 2 TVG. Im Wesentlichen sind gemeinsame Ein-
richtungen Organisationen, die durch Tarifvertrag geschaffen und von den Tarif-
partnern getragen werden; Arbeitgeber und Arbeitnehmer stehen zu ihnen in ei-
genen tariflichen Rechtsbeziehungen.8 Das TVG selbst beinhaltet keine Begriffs-
erklärung der gemeinsamen Einrichtung. Vielmehr bestimmt es in § 4 Abs. 2
TVG allein die normative Wirkung der tarifvertraglichen Regelungen auf die
Rechtsbeziehungen einer gemeinsamen Einrichtung zu den Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern sowie zur Satzung der gemeinsamen Einrichtung. Diese Knappheit
veranlasste die arbeitsrechtliche Abteilung des 48. DJT im Jahr 1970 zu der
schließlich verneinten Frage, ob es einer ausführlicheren gesetzlichen Regelung
bedürfe.9

Gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien existierten bereits zur
Zeit der Weimarer Republik, obwohl die Tarifvertragsordnung von 1918 insoweit
keine Regelung vorsah.10 Die ersten gemeinsamen Einrichtungen entstanden in
den 1920er Jahren. „Ausgleichs- und Zuschusskassen“ wurden gegründet, um die
Leistung von Zuschüssen, die sich aus dem Modell des „Soziallohns“ ergaben, zu
übernehmen. Der Soziallohn berücksichtigte die besonderen Bedürfnisse schutz-
bedürftiger Arbeitnehmer durch die Gewährung von Dienstalters-, Familien- und
ähnlichen Zulagen.11

Die eingangs erwähnten Urlaubs-, Lohnausgleichs- und Zusatzversorgungs-
kassen sind für die heutige Zeit typische Erscheinungsformen gemeinsamer Ein-
richtungen.12 Gerade mit der Rentenreform von 2001 gewannen gemeinsame
Einrichtungen branchenunabhängig erheblich an Bedeutung.13 Sie eignen sich
aufgrund der Möglichkeit zur Schaffung einer überbetrieblichen Struktur beson-
ders gut für die Organisation betrieblicher Altersversorgungssysteme.14 Obwohl

14 A. Einleitung

7 Dies ist als regelmäßige Funktion gemeinsamer Einrichtungen unstreitig anerkannt,
siehe nur Däubler/Hensche/Heuschmid, § 1 TVG Rn. 1048.

8 BVerfG 15.07.1980 – 1 BvR 24/74, 1 BvR 439/79 – NJW 1981, 215; JKOS/
Krause, § 4 Rn. 80; Wiedemann/Oetker, § 1 Rn. 784; Däubler/Hensche/Heuschmid, § 1
TVG Rn. 1049; Thüsing/v. Hoff, ZfA 2008, 77, 7 f.

9 Siehe dazu Zöllner, Gutachten zum 48. DJT, passim, sowie die auf dem 48. DJT
geführte Diskussion zu diesem Thema.

10 Kempen/Zachert/Seifert, § 4 TVG Rn. 287.
11 Zöllner, Gutachten zum 48. DJT, G 15.
12 Ein ausführlicher rechtstatsächlicher Überblick findet sich bei Assenmacher,

S. 18 ff.
13 Thüsing/v. Hoff, ZfA 2008, 77, 78; zu den Auswirkungen der Rentenreform 2001

Böhm/Scheurich, NZA 2001, 1291 ff.
14 Däubler/Hensche/Heuschmid, § 1 TVG Rn. 1046.



in Deutschland konstant nur ca. 20 gemeinsame Einrichtungen existieren,15 ist
nicht zu verkennen, wie groß ihre Bedeutung für manche Branchen, insbeson-
dere für die Baubranche, ist.16

Am 16. August 2014 trat das Tarifautonomiestärkungsgesetz17 in Kraft, das
neben der vielbeachteten Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohns zum 1. Januar 2015 u. a. auch das Recht der Allgemeinverbindlicher-
klärung gemäß § 5 TVG umfassend reformierte. Insbesondere wurden dabei die
Voraussetzungen und die Rechtsfolgen einer Allgemeinverbindlicherklärung von
Tarifverträgen über gemeinsame Einrichtungen geändert.

Da die den anspruchsberechtigten Arbeitnehmern zugutekommenden Fürsorge-
leistungen in aller Regel durch Beiträge der tarifgebundenen Arbeitgeber finan-
ziert werden,18 hat die Allgemeinverbindlicherklärung für gemeinsame Einrich-
tungen eine überragende Bedeutung. Sie ermöglicht es, auch zuvor nicht tarif-
gebundene Arbeitgeber zur Zahlung von Beiträgen heranzuziehen.19 Der durch
die Kollektivierung der Beitragspflicht eintretende Effekt der finanziellen Ri-
siko- und Lastenteilung20 wird durch die Vergrößerung des Kreises der Zahlungs-
pflichtigen verstärkt. Die aktuellen Modifizierungen des § 5 TVG sind Anlass
genug, ihre Zulässigkeit und ihre Auswirkungen auf gemeinsame Einrichtungen
zu untersuchen.

Auch beim 70. DJT 2014 in Hannover wurde anlässlich der Einführung des
Tarifautonomiestärkungsgesetzes das Institut der gemeinsamen Einrichtungen
thematisiert. Diskutiert wurden jedoch ausschließlich die durch die Gesetzesno-
vellierung offenbar gewordenen Probleme. Außer Acht blieben hingegen die vie-
len anderen bis heute nicht geklärten rechtlichen Fragen gemeinsamer Einrich-
tungen. Diese Fragen zu beantworten, ist Ziel dieser Arbeit.

Im folgenden Teil B. werden die begrifflichen Voraussetzungen der gemeinsa-
men Einrichtungen erörtert. Behandelt wird, wann die Anforderungen an eine
Einrichtung bzw. eine Gemeinsamkeit i. S.d. § 4 Abs. 2 TVG erfüllt sind. Der
Teil C. untersucht, welche Aufgaben gemeinsame Einrichtungen wahrnehmen
können und wodurch sie in ihrer Zielsetzung begrenzt sind. Im Teil D. werden
die in § 4 Abs. 2 TVG vorgesehenen Rechtsbeziehungen und die Voraussetzun-
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15 Vgl. Assenmacher, S. 18 ff.
16 Wiedemann/Oetker, § 1 Rn. 806.
17 BGBl. 2014 I Nr. 39, S. 1348.
18 Assenmacher, S. 191; Thüsing/v. Hoff, ZfA 2008, 77, 80.
19 Für kleinere, weniger finanzkräftige Betriebe ist dies nicht immer unproblema-

tisch, da die Beiträge zur gemeinsamen Einrichtung einen zum Teil nicht unerheblichen
Anteil des Bruttolohns je Arbeitnehmer betragen. Kritisch dazu Die Zeit, Der Handwer-
kerschreck: http:/ /www.zeit.de/2012/31/Sozialkasse-Bauwirtschaft-Handwerk-Betrieb,
zuletzt aufgerufen am 26.02.2015.

20 Löwisch/Rieble, § 4 Rn. 322; Kempen/Zachert/Seifert, § 4 TVG Rn. 297.


